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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
- Nr. 1342 der Drucksaclien - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 
(27, Ausschuß) 


Entwurf 

§2 

Begriff der öffentlidien Eisenbahnen 

(1) Eisenbahnen dienen dem öffentlidien Ver- 
kehr, wenn sie nadi ihrer Zweckbestimmung jeder- 
mann zur Personen- oder zur Güterbeförderung be- 
nutzen kann. 

( 2 ) Die Entscheidung darüber, ob eine Eisenbahn 
dem öffentlichen Verkehr dient, oder ob sie die 
Eigenschaft als Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs 
verloren hat, treffen die beteiligten obersten Lan- 
desverkehrsbehörden im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

§ 2 

Begriff der öffentlichen Eisenbahnen 

(1) Eisenbahnen dienen dem öffentlichen Ver- 
kehr, wenn sie nach ihrer Zweckbestimmung jeder- 
mann zur Personen- oder zur Güterbeförderung be- 
nutzen kann. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob eine Eisenbahn 
dem öffentlichen Verkehr dient, oder ob sie die 
Eigenschaft als Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs 
verloren hat, treffen die beteiligten obersten Lan- 
desverkehrsbehörden im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr. 


§4 

Ausbau und Ergänzung des Eisenbahnnetzes 


§ 4 


Ausbau und Ergänzung des Eisenbahnnetzes 


(1) Zu den Aufgaben der öffentlichen Eisenbah- 
nen gehört es, ihr Netz entsprechend den Anfor- 
derungen des Verkehrs auszubauen und zum Wohle 
der Allgemeinheit zu ergänzen sowie den Reise- 
und Güterverkehr in Übereinstimmung mit dem 
Verkehrsbedürfnis zu bedienen und auszugestalten. 

( 2 ) Das Recht, eine neue öffentliche Eisenbahn zu 
bauen und zu betreiben, kann, soweit die oberste 
Landesverkehrsbehörde ein Verkehrsbedürfnis an- 
erkannt hat, vom Lande erst dann selbst ausgeübt 
oder von der obersten Landesverkehrsbehörde an 
einen Unternehmer verliehen werden, wenn der 
Bundesminister für Verkehr erklärt hat, daß es nicht 
für die Deutsche Bundesbahn in Anspruch genom- 
men wird. 

§ 8 

Ausgleich widerstreitender Verkehrs belange 
Mit dem Ziele bester Förderung des Verkehrs hat 
der Bundesminister für Verkehr darauf hinzuwir- 


(1) unverändert 


(2) Das Recht, eine neue öffentliche Eisenbahn zu 
bauen und zu betreiben, kann erst dann, wenn der 
Bundesminister für Verkehr erklärt hat, daß es nicht 
für die Deutsche Bundesbahn innerhalb eines ange- 
messenen Zeitraumes in Anspruch genommen wird, 
vom Lande selbst ausgeübt oder von der obersten 
Landesverkehrsbehördc an einen Unternehmer 
verliehen werden, sofern diese ein Verkehrs- 
bedürfnis dafür anerkannt hat. 

§ 8 

Ausgleich widerstreitender Verkehrsinteressen 
Mit dem Ziele bester Förderung des Verkehrs hat 
der Bundesminister für Verkehr darauf hinzuwir- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


ken, daß die Interessen der verschiedenen Verkehrs- ken, daß die Interessen der verschiedenen Verkehrs- 
träger ausgeglichen und ihre Leistungen aufeinander träger ausgeglichen und ihre Leistungen aufeinander 
abgestimmt werden. abgestimmt werden. 


§ 9 § 9 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

(1) Folgende Bestimmungen treten außer Kraft: ( 1 ) unverändert 

a) Das Gesetz über die Eisenbahnaufsicht vom 
3. Januar 1920 (Reichsgesetzbl. S. 13) 

b) Kapitel I § 1 des Gesetzes zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung vom 
27. Februar 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 130) 

c) Das Gesetz über die Verlängerung zeitlich be- 
grenzter Genehmigungen von Eisenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs vom 26 . Juni 1936 
(Reichsgesetzbl. II S. 215). Auf Grund dieses 
Gesetzes ausgesprochene Verlängerungen er- 
löschen am 31. Dezember 1952 

d) Das Gesetz betreffend die Tarifhoheit über 
die nicht im Eigentum des Reichs stehenden 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs vom 
6 . Juli 1938 (Reichsgesetzbl. II S. 239) 

e) § 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Deutsche Reichsbahn vom 
5. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1213) 

f) Die Verordnung über die Verwaltung und 
den Betrieb nichtreichseigener Elsenbahn- 
unternehmen des öffentlichen Verkehrs durch 
Treuhänder vom 28. März 1940 (Reichsge- 
setzbl. II S. 71) 

g) Die Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Kleinbahnen und ihnen gleich zu eracht- 
tenden Eisenbahnen vom 7. Juli 1942 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 289). 

(2) Die vereinfachte Eisenbahn-Bau- und Be- ( 2 ) unverändert 
triebsordnung (vBO) vom 10. Februar 1943 
(Reichsgesetzbl. IIS. 31), die vereinfachte Eisenbahn- 

Bau- und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen 
(vBOS) vom 25. Juni 1943 (Reichsgesetzbl. II S. 

321) und die vereinfachte Eisenbahn- Signalordnung 
fvESO) vom IS. März 1943 (Reichsgesetzbl. 11 
S. 97) gelten als Rechtsverordnimgen im Sinne des 
§ 3 dieses Gesetzes. Bei einfachen Betriebs Verhält- 
nissen können diesen Rechtsverordnungen Eisen- 
bahnen, die zum Netz der Deutschen Bundesbahn 
gehören, durch den Bundesminister für Verkehr, 
andere Eisenbahnen durch die Landesregierung und, 
wenn sie das Gebiet mehrerer Länder berühren, 
durch die beteiligten Landesregierungen im gegen- 
seitigen Einvernehmen unterstellt werden. Die Lan- 
desregierungen können diese Befugnis auf die 
obersten Landesverkehrsbehörden übertragen. So- 
weit beim Inkrafttreten dieses Gesetzes Abweichun- 
gen infolge einfacher Betriebsverhältnisse auf 
Grund der bisher geltenden Vorschriften zugelassen 
sind, bleiben sie bis auf weiteres wirksam. 
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Entwurf 

(3) In der Elsenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 17. Juli 1928 (Reichsgesetzbl. II S. 541), der 
Elsenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Schmal- 
spurbahnen (BOS) vom 25. Juni 1943 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 285), der vereinfachten Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung (vBO) vom 10. Februar 
1943 (Reichsgesetzbl. II S. 31) und der vereinfach- 
ten Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für 
Schmalspurbahnen (vBOS) vom 25. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. II S. 321) erhält § 4 Absatz. 1 
und 2 jeweils folgende Fassung: 

>>§ 4 

Aufsichtsbehörden 

(1) Die Bundesbahn wird vom Bundes- 
minister für Verkehr beaufsichtigt. Er kann 
bestimmte Aufgaben der Aufsicht auf dieLeiter 
der Eisenbahndirektionen oder der diesen 
gleichstehenden Bundesbahnbehörden über- 
tragen. 


(2) Die übrigen Eisenbahnen werden von 
den Ländern beaufsichtigt,“ 

(4) Im Gesetz über Maßnahmen zur Aufrechter- 
haltung des Betriebes von Bahnunternehmen des 
öffentlichen Verkehrs vom 7, März 1934 (Reichsge- 
setzbl. II S. 91) wird ersetzt: 

a) § 5 durch folgende Fassung; 

„(i) Aufsiditsbehörde im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die für die Aufsicht zuständige Lan- 
desverkehrsbehörde. 

(2) Berührt eine Eisenbahn das Gebiet meh- 
rerer Länder, so trifft die nach § 4 des Allge- 
meinen Eisenbahngesetzes vom 

zuständige Aufsichtsbehörde ihre Entsdieidun- 
gen im Einvernehmen mit den Aufslchtsbehör- 
clen der mitbeteiligten Länder, Das gleiche 
gilt, wenn der Bahneigentümer in anderen 
Ländern weitere Eisenbahnen betreibt.“ 

b) § 7 durch folgende Fassung: 

„Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates die zur Durchführung 
des Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvor- 
schriften. 

(5) Im Gesetz, betreffend die Anwendung lan- 
desgesetzlicher Vorschriften über Bahneinheiten 
vom 26. September 1934 (Reichsgesetzbl. II S. 81 1), 
treten in Absatz i und 2 an Stelle der Worte ,, kann 
der Reichsverkehrsminister“ die Worte ,, können die 
beteiligten Landesregierungen im gegenseitigen Ein- 
vernehmen durch Rechtsverordnung“. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

(3) In der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 17. Juli 1928 (Reichsgesetzbl. II S. 541), der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Schmal- 
spurbahnen (BOS) vom 25. Juni 1943 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 285), der vereinfachten Eisenbahn- 
Bau- und Betriebsordnung (vBO) vom 10. Februar 
1943 (Reichsgesetzbl. II S. 31) und der vereinfach- 
ten Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für 
Schmalspurbahnen (vBOS) vom 25. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. II S. 321) erhält § 4 Absatz 1 
und 2 jeweils folgende Fassung: 

44 

Aufsichtsbehörden 

(1) Die Deutsche Bundesbahn wird hinsicht- 
lich der Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung und der Eisenbahn-Signal- 
ordnung sowie ihrer Sonderformen (BOS, vBO, 
vBOS und vESO) vom Bundesminister für Ver- 
kehr beaufsichtigt. Er kann bestimmte Auf- 
gaben der Aufsidit auf die Leitung der Deut- 
schen Bundesbahn oder die Leiter der Eisen- 
bahndirektionen oder der diesen gleichstehen- 
den Bundesbahnbehörden übertragen. 

(2) Die übrigen Eisenbahnen werden von 
den Ländern beaufsichtigt.“ 

(4) unverändert 
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